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Volks- und Raiff eisenbanken

■ Frau Kolak, dank Zinswende ist 2023 für 

viele Volks- und Raiff eisenbanken 

rekordverdächtig gut verlaufen. Wie 

sind Ihre Erwartungen für das laufende 

Jahr?
Das Umfeld ist weiterhin anspruchsvoll, 

weil die gesamtwirtschaftliche Entwick-

lung schwach ist. Das Wachstum des Brut-

toinlandsprodukts liegt nahe null. Damit 

bleibt es bei der verhaltenen Kreditnach-

frage insbesondere bei den Wohnungsbau-

krediten. Für dieses Jahr gehen wir davon 

aus, dass sich das Zinsergebnis noch auf 

einem hohen Niveau befi ndet, aber wir 

sehen auch, dass die Aufwendungen für 

die Passivseite weiter steigen.

■ Rechnen Sie angesichts der Flaute auch 

mit mehr Insolvenzen?
Wir merken, dass das Insolvenzgeschehen 

anzieht. Das passt zu der konjunkturellen 

Situation.

■ Es ist also auch ein Anstieg der Risiko-

vorsorge zu erwarten?
Der Abschreibungsbedarf im Kreditbe-

reich wird hoch bleiben, weil das Insol-

venzgeschehen anzieht. Und das verläuft 

immer spiegelbildlich zur konjunkturellen 

Situation, in der wir uns befi nden.

■ Viele Familien haben ihre Eigenheim-

Pläne zurückgestellt, weil ihnen das 

wegen der gestiegenen Zinsen und 

Baukosten zu teuer wurde. Das hat zu 

einem starken Einbruch geführt, 

trotzdem ist der Bedarf hoch. Glauben 

Sie, dass der Markt jetzt wieder auf die 

Beine kommt?
Ich glaube, dass es sukzessive zu einer Be-

lebung kommt, wenn die EZB erste Zins-

senkungen vornimmt, also voraussicht-

lich am 6. Juni. Der Wunsch nach den ei-

genen vier Wänden ist ungebrochen groß, 

aber es wird Zeit brauchen.

■ Mit dem Zusammenschluss der Volks-

banken in Frankfurt und Aschaff enburg 

entsteht im Herbst voraussichtlich ein 

neuer Größenprimus unter den genos-

senschaftlichen Primärinstituten. Sein 

Geschäftsgebiet reicht über zwei 

Bundesländer, vom Hintertaunus bis 

nach Bayern. Passt das noch mit dem 

Regionalprinzip zusammen?
Was wo zusammenpasst, entscheiden die 

Anteilseigner vor Ort. Wichtig ist, dass das 

Institut noch einen regionalen Bezug hat. 

Damit geht immer auch die Fragestellung 

einher, kann ich in einer neuen Struktur 

den Bedarf meiner Mitglieder und Kunden 

bestmöglich bedienen? Fusionen sind 

auch regulierungsgetrieben. Aufgrund der 

demografi schen Entwicklung sind man-

che Experten für die Erfüllung regulato-

rischer Anforderungen in der Fläche 

schlicht nicht mehr verfügbar. Dann ist es 

gut, wenn sich unsere Banken zusammen 

mit den Eigentümern damit auseinander-

Der Bundesverband der Deutschen 

Volksbanken und Raiff eisenbanken 

(BVR) plant die Gründung eines 

KI-Kompetenzzentrums, das der 

gesamten genossenschaftlichen 

Finanzgruppe zugutekommen soll. 

Künstliche Intelligenz werde auch 

verstärkt zum Einsatz kommen, um 

den Fachkräftemangel zu kompensie-

ren, sagt BVR-Präsidentin Marija Kolak. 

Für dieses Jahr rechnet sie erneut mit 

bis zu 40 Fusionen unter den knapp 

700 Genossenschaftsbanken. 
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setzen und sich fragen, wie ein Haus zu-

kunftsfähig bleiben kann.

■ Fusionitis als Folge des Fachkräfteman-

gels?
… und Fachkräftemangel aufgrund von 

Regulatorik: Die Regulierungsdichte und 

bürokratische Belastung nehmen stetig zu. 

Das führt zu steigenden Kosten und einem 

hohen Personalbedarf. Und das wiederum 

führt dazu, dass kleinere Banken wegre-

guliert werden.

■ Ihr Vorstandskollege Daniel Quinten 

spricht von 30 bis 40 Instituten pro Jahr, 

die dieses Schicksal erleiden. Wird sich 

der Trend in diesem Tempo fortsetzen?

Ja. Wir rechnen auch weiterhin mit bis zu 

40 Fusionen pro Jahr.

■ Sehen Sie jenseits der Primärinstitute 

noch Raum für eine weitere Konsolidie-

rung im genossenschaftlichen Finanz-

sektor?
Nein, da erkenne ich momentan nicht 

mehr viel Raum. Wir sind mit unserer 

Struktur gut aufgestellt. Potenzial sehe 

„Wir rechnen weiterhin mit bis zu 40 Fusionen im Jahr“
Zusammenschlüsse von Instituten sind regulierungsgetrieben, sagt BVR-Präsidentin Marija Kolak – Künstliche Intelligenz gegen Fachkräftemangel

IM INTERVIEW: MARIJA KOLAK

 Fortsetzung auf Seite  4  

Marija Kolak 
führt seit 2018 
den Bundesverband 
der Deutschen 
Volksbanken und 
Raiff eisenbanken (BVR).
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Unter Nachhaltigkeit verstehen wir,
heute die Leistungsfähigkeit von morgen 

zu sichern.

Nachhaltigkeit braucht gezielte Anstöße, damit sie langfristig wirkt. Wie bei 

einem Perpetuum mobile, das sich nach einem ersten Impuls von außen immer 

wieder selbst antreibt. Dieses ist zwar fiktiv, dient uns von der DZ BANK aber als 

Vorbild und Haltungsgrundlage. Wir denken in Kreisläufen und unterstützen 

unsere Kunden dabei, nachhaltige Veränderungen anzustoßen. Dabei haben 

wir immer die langfristigen Auswirkungen unseres Handelns im Blick. So sichern 

wir gemeinsam die Zukunft durch nachhaltige Leistungsfähigkeit. Erfahren Sie 

mehr über unsere Haltung unter: dzbank.de/haltung
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Volks- und Raiffeisenbanken
 ■ Frau Kolak, die aktuellen geopolitischen Verwerfungen werden mitunter auch als Chance für Europa gewertet, sich von den USA abzunabeln und einen leis-tungsfähigen Kapitalmarkt zu entwi-ckeln. Wäre es da nicht an der Zeit, dass die Kreditgenossen ihren Widerstand gegen eine gemeinsame europäische Einlagensicherung, Edis, aufgeben?Wir haben hier eine klare Haltung, so wie im Übrigen auch die Bundesregierung. Edis steht derzeit überhaupt nicht zur Dis-kussion. Aktuell laufen Trilogverhandlun-gen über Abwicklungsregeln für mittlere und kleinere Institute im Rahmen des Ge-setzespakets CMDI – und eben nicht zu Edis. Leitbedingung bei Edis ist immer eine funktionierende nationale Instituts-sicherung, dafür setzen wir uns ein. Risiko und Verantwortung beziehungsweise Haf-tung müssen immer in einer Hand bleiben und dürfen nicht auseinanderfallen.

 ■ Ihr Kollege aus dem Sparkassenlager hat die Fusionswelle in seinem Verbund für weitgehend abgeschlossen erklärt. Wie sieht das bei den Genossenschafts-banken aus, derer es derzeit noch 672 gibt? Wie viele werden in diesem Jahr verschwinden?Meistens hat sich das in einem Korridor von 30 bis 40 Banken pro Jahr eingepen-delt. Wir nehmen verstärkt wahr, dass der zunehmende regulatorische Druck mehr und mehr kleinere und mittelgroße Ban-ken in die Fusion zwingt. Sie sind gewis-sermaßen „too small to comply“. Kein Wunder: In den vergangenen zehn Jahren hat die europäische Bankenregulierungs-behörde EBA alle 14 Tage eine neue Leit-linie und jeden Arbeitstag vier FAQs fina-lisiert, die sich allmählich zu Soft Law entwickeln. Umso mehr freut es uns – Stichwort Omnibusverfahren – dass mitt-lerweile auch in Brüssel angekommen ist, wie sehr das Banken belastet. Dass die wenigen Omnibusse nicht reichen, um diese schiere Masse abzutransportieren, liegt auf der Hand. Jetzt muss die Kom-mission nachlegen und zeigen, ob es ihr Ernst ist.

 ■ Europäische Union und deutsche Finanzaufsicht wollen ja Bürokratie entschlacken. Für kleinere Banken gibt es Erleichterungen, etwa im Berichts-wesen. Ist das bei Ihren Primärbanken noch nicht angekommen?Doch, erste zarte Pflänzchen sehen und haben wir. Aber die Inkonsistenzen in der Aufsicht, beispielsweise mehrfache Daten-abfragen durch verschiedene Institutio-nen, sind bei Weitem noch nicht ausge-standen. Allerdings sind wir ganz am Anfang eines guten Weges.
 ■ Einerseits klagen Sie über mehr Regu-lierungsaufwand, andererseits fehlen Ihnen aufgrund des demografischen 

Wandels die Leute, die das abarbeiten können. Das erhöht den Druck auf Häuser, sich zusammenzutun. Hält dieser Trend an?Diese demografische Entwicklung geht weiter, und ihre Folgen werden wir aller-spätestens 2030 in der gesamten Gesell-schaft spüren. Wenn etwa ein erfahrener Bankrisikomanager in den Ruhestand geht, ist es schon jetzt teilweise schwierig, die Stelle nachzubesetzen. Deshalb wer-den wir, wo es Sinn ergibt, mit dem Ein-satz von künstlicher Intelligenz bei dieser Tätigkeit Entlastung schaffen. Doch mit KI allein können wir den Fachkräftemangel nicht kompensieren. Eine hohe Arbeitge-berattraktivität und eine aktive Personal-politik bleiben essenziell.
 ■ Wie viele Mitarbeiter verlieren Sie denn in den nächsten fünf bis zehn Jahren?Zuletzt haben wir sogar Stellen aufgebaut. Die Zahl der Mitarbeiter ist im vergange-nen Jahr um 1.500 gestiegen, um uns für einen späteren Einbruch zu wappnen. Denn bis 2032 scheiden altersbedingt etwa 30.000 Beschäftigte aus. Das sind etwa 25% der heutigen Mitarbeiter der Genossenschaftsbanken, die bis dahin die gesetzliche Regelaltersgrenze erreichen. Angesichts dieser Verknappung geht der Kampf um Talente verschärft weiter. Es wird also anspruchsvoller, aber wir sind mit zukunftsgewandten Personalstrate-gien unterwegs.  Nichtsdestotrotz geht es diesem Land noch sehr gut, was auch an den Diskussionen über die Vier-Tage-Wo-che ersichtlich ist.

 ■ Das Thema Schieflagen innerhalb der Finanzgruppe bleibt aktuell. Mit der Raiffeisenbank Hochtaunus ist ein viertes Primärinstitut in der Siche-rungseinrichtung gelandet. Zeichnen sich weitere Stützungsfälle ab?Wir haben jedes Jahr Sanierungsfälle, und das wird auch in Zukunft so sein. Bei mehr 

als 670 Genossenschaftsbanken bleibt das nicht aus. Anders als früher sorgen einige Fälle derzeit allerdings für negative Schlagzeilen. Das liegt zum einen an den vergleichsweise hohen Sanierungskosten, zum zweiten an den Ursachen für die Schieflagen. Wir haben es bei einzelnen Banken ganz offensichtlich mit Missma-nagement und mangelhaften Kontrollsys-temen zu tun. Das ist nicht akzeptabel! Unsere Sicherungseinrichtung kann die Sanierungen zwar ohne Probleme stem-men. Aber wir müssen uns als Gruppe selbstkritisch fragen, wie wir derartige Schäden für unsere Solidargemeinschaft verhindern können. Genau das tun wir im Moment.

 ■ Wie ist denn die Stimmung in der Gruppe? Für die Stützungsinstitute zu zahlen, dürfte beim Gros der anderen Häuser wohl eher Missmut hervor- rufen.

Das ist so, ja. Wir bekommen deshalb als BVR in der Gruppe breite Unterstützung für die geplanten Veränderungen.
 ■ Sie beziehen sich auf die Reform der Sicherungseinrichtung. Worum geht es dabei genau? Wie wir im März bereits umrissen haben, geht es im Kern darum,  die Eingriffs-rechte unserer Sicherungseinrichtung bei Präventions- und Sanierungsbanken deut-lich zu erweitern und das Risikomonito-ring und -management in unserer Gruppe zu verbessern. Wir müssen als Gruppe Risiken früher erkennen. Wo es nötig ist, werden wir über einen klaren Eskalations-prozess gegensteuern, etwa über Beitrags-höherstufungen. Aber immer unter der Maßgabe, dass an der Dezentralität, die ein elementarer Erfolgsfaktor unserer Or-ganisation ist, nicht gerüttelt wird.

 ■ Institute, die riskante Geschäfte einge-hen oder sich nicht an die Compliance halten, müssen also mehr in die Siche-rungseinrichtung einzahlen?Das sind wir schon mit der Statutenände-rung 2024 angegangen. Derjenige, der mehr Risiko mitbringt, muss auch mehr zahlen – wie bei einer Versicherung. Wir müssen nun noch Mechanismen weiterent-wickeln, um beim Wechsel einer Bank von der Monitoring-Stufe in die Prävention die Beitragshöherstufung zu beschleunigen.
 ■ Monitoren Sie alle Mitgliedsinstitute?Ja. Und wir wollen das Risikomanage-ment durch Bankvorstände, Aufsichtsrat, Jahresabschlussprüfer und interne Kon-trollsysteme verbessern. Beispielsweise sollen Prüfer noch stärker die Einhaltung von Sorgfaltspflichten in den Banken unter die Lupe nehmen. Bereits im Jahr 2024 haben wir die Statuten so angepasst, dass wir als BVR beispielsweise Prüfungs-berichte der Aufsicht auch selbst justizia-bel nutzen  können.
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 ■ Schauen Sie sich die Persönlichkeit der Führungskräfte genauer an? Die Stützungsfälle zeigen ja, dass dieser Faktor eine bedeutende Rolle spielte.Ein ganz klares Nein. Wir sind eine ge-nossenschaftliche Gruppe und kein Kon-zern.  Es ist Aufgabe des Aufsichtsrats einer Bank, Vorstände zu berufen, zu be-aufsichtigen und im Zweifel abzuberufen. Diese  Verantwortung liegt vor Ort und nicht beim BVR. Unsere Aufgabe ist es, klare Standards vorzugeben und im Fall von drohenden Schieflagen entschlossen einzugreifen. Sobald ein Institut in den Präventions- oder Sanierungsstatus kommt und die Unterstützung der Solidar-gemeinschaft wahrscheinlicher wird, sprechen wir mit. Und eine Lehre aus den jüngsten Fällen ist: Unsere Sicherungsein-richtung benötigt dafür in Zukunft deut-lich mehr Eingriffsrechte.  
 ■ Sie hatten ja auch angekündigt, die Vernetzung der wesentlichen Akteure fördern zu wollen, etwa Wirtschafts-prüfer und DZ Bank. Wie soll das konkret vonstattengehen?Wir werden den Informationsaustausch institutionalisieren und formalisieren.  

 ■ Wann soll die Reform abgeschlossen sein?
Wir sind uns mit den Verantwortlichen der Prüfungsverbände und Cornelius Riese, dem Vorstandsvorsitzenden der DZ Bank, einig, dass wir das Thema bis Jahresende abgearbeitet haben werden.
 ■ Zurück zum Monitoring. Was passiert denn, wenn Sie Unregelmäßigkeiten oder potenzielle Unregelmäßigkeiten erkennen?

Grundsätzlich werden wir das gruppen-weite Risikomonitoring noch einmal wei-terentwickeln, unter anderem durch In-vestitionen in Analysetools, bei denen 

„Bis heute mussten wir kein Steuergeld beanspruchen“
Die BVR-Präsidentin über Schieflagen in der genossenschaftlichen Finanzgruppe und die Reform des Sicherungssystems

IM INTERVIEW: MARIJA KOLAK

Marija Kolak führt seit 2018 den Bundesverband der Deutschen Volksban-ken & Raiffeisenbanken (BVR).
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¡  Vielseitige Verwendung: Modernisierung, Immobilie,  
Wohnmobil, Reise und mehr¡  Für alle ab 67 Jahre ¡   Top-Zins mit Ihrer Immobilie als Absicherung

Finanzieren Sie Ihre Träume

Die Volksbanken Raiffeisenbanken in Ihrer Nähe beraten Sie gern.

Ich mach, was mir am Herzen liegt. Weil es mein Leben ist.
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